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28. August 2012Zusammenfassung
Das am 14.02.2012 in Kraft getretene Pflanzenschutz-
gesetz (PflSchG) (1) setzt in erster Linie europarecht-
liche Vorgaben um. Im § 3 PflSchG – der die gute fach-
liche Praxis und den integrierten Pflanzenschutz regelt –
finden sich die Vorgaben des Art. 14 der Richtlinie 2009/
128/EG (RL) (2) wieder. Beide Vorschriften stehen im
Fokus dieses Beitrages, denn gerade die gute fachliche
Praxis und der integrierte Pflanzenschutz haben einen
hohen steuernden Einfluss beim praktischen Pflanzen-
schutz. Die Ziele dieser Vorschrift, wie auch deren Be-
deutungsgehalt im Gesamtkontext der Gesetze werden
dargestellt.
Stichwörter: Gute fachliche Praxis, integrierter Pflanzen-
schutz
Abstract
The new Plant Protection Law which came into force on
14th February 2012 transfers especially European law
standards. In § 3 PflSchG – which rules the good agri-
cultural practice and the integrated plant protection – the
essential content of Art. 14 Directive 2009/128/EC turns
up again. Both regulations are in the focus of the publica-
tion, the good agricultural practice and the integrated
plant protection have a high steering influence on the
practical plant protection. The aims of this paragraph
and also the meaning in the overall context of the laws
will be shown.
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Einleitung
Gute fachliche Praxis und integrierter Pflanzenschutz sind
in Deutschland keine unbekannten Begrifflichkeiten.
Beide waren bereits in den vorausgegangenen deutschen
Pflanzenschutzgesetzen etabliert. Im Bundesanzeiger
waren die Grundsätze für die Durchführung der guten
fachlichen Praxis im Pflanzenschutz veröffentlicht (3).
Die Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes waren
durch die Bekanntmachung (4) ebenfalls untersetzt.
Während es sich bei der guten fachlichen Praxis nach
wie vor um einen „deutschen Sonderweg“ handelt, er-
reicht der integrierte Pflanzenschutz durch die Richt-
linie eine neue Qualität. Die Richtlinie ist für jeden
Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich der
zu erreichenden Ziele verbindlich. Die innerstaatlichen
Stellen können Form und Mittel der Umsetzung wählen
(vgl. Art. 288 Abs. 3 AEUV). Erstmals ist damit das Leit-
bild des integrierten Pflanzenschutzes ein europäisches
Ziel geworden, das von den Mitgliedstaaten umzuset-
zen ist. Dies wird auch in den Erwägungsgründen zur
Richtlinie nochmals herausgestellt, wenn es dort u.a.
heißt:




itteilung„Die Mitgliedstaaten sollten einen Pflanzenschutz mit ge-
ringer Pestizidverwendung – insbesondere den integrierten
Pflanzenschutz – fördern und die erforderlichen Vorausset-
zungen und Maßnahmen für dessen Umsetzung schaffen.“
(5)
Europarechtliche Vorgaben
Mit Artikel 14 der RL werden die Mitgliedstaaten auf-
gefordert, bei Pflanzenschutzmaßnahmen die Voraus-
setzungen für die Durchführung des integrierten Pflan-
zenschutzes zu etablieren. Die Berichtspflicht der Mit-
gliedstaaten bis zum 30. Juni 2013 gemäß Artikel 14
Abs. 3 der RL, wie auch die Beschreibung der Maßnah-
men im nationalen Aktionsplan gemäß Artikel 14 Abs. 4
der RL sollen die Pflicht zur Schaffung der Vorausset-
zungen für die Anwendung des integrierten Pflanzen-
schutzes sicherstellen. Die Erwägungsgründe Nr. 18
und 19 der Richtlinie stellen den Anlass für die Pflichten
der Mitgliedstaaten und die Pflichten derjenigen, die
Pflanzenschutzmaßnahmen durchführen, nochmals he-
raus.
Die Beachtung der allgemeinen Grundsätze des inte-
grierten Pflanzenschutzes wird durch Bezugnahme auf
die Richtlinie – vgl. § 3 S. 2 Nr. 1 PflSchG – sicher-
gestellt. Die Voraussetzungen für das Wissen über den
integrierten Pflanzenschutz und dessen Umsetzung in
der Praxis wurden in § 9 PflSchG geschaffen. Die Sach-
kunde bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln,
bei der Beratung und dem Verkauf von Pflanzenschutz-
mitteln (§ 9 Abs. 1 PflSchG) sowie die notwendigen Fort-
und Weiterbildungsmaßnahmen (§ 9 Abs. 4 PflSchG)
stellen dies sicher. Flankiert wird dieses gesetzliche Ziel
der Berücksichtigung der Grundsätze des integrierten
Pflanzenschutzes durch die in den Ländern etablierten
amtlichen Dienste, die u.a. mit der Aufgabe der Bera-
tung, Aufklärung und Schulung auf dem Gebiet des
Pflanzenschutzes (§ 59 Abs. 2 Nr. 3 PflSchG) betraut
sind.
Artikel 14 Abs. 5 der RL beinhaltet die Aufforderung
an die Mitgliedstaaten und die Berufsorganisationen kul-
turpflanzenspezifische oder sektorspezifische Leitlinien
zum integrierten Pflanzenschutz zu schaffen. Damit
hat der europäische Gesetzgeber die Möglichkeit einge-
räumt, aufbauend auf den Grundsätzen des integrierten
Pflanzenschutzes konkrete Maßnahmen des integrierten
Pflanzenschutzes auf freiwilliger Basis zu schaffen. Die
Mitgliedstaaten sollen dies durch geeignete Anreize in
Gang setzen und in ihren nationalen Aktionsplänen
darüber berichten. Wegen der sehr spezifischen Hand-
lungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten beim Pflan-
zenschutz im Zusammenspiel mit den angebauten Kultu-
ren, dem Klima, der Bodenbeschaffenheit etc. ist dieser
Weg der Freiwilligkeit mit Anreizen, sei es z.B. nur eine
verbesserte Vermarktung der Früchte, der beste und
erfolgreichste Weg im Vergleich zu ordnungsrechtlichen
Regeln.Regelungen im neuen Pflanzenschutz
§ 3a PflSchG n.F. greift die Regelungen der guten fach-
lichen Praxis gem. § 2a PflSchG a.F. (6) auf und ent-
wickelt sie – entsprechend der europarechtlichen Vor-
gaben – weiter. Die gute fachliche Praxis wurde in § 2a
PflSchG a.F. wie folgt geregelt:
„§ 2a Durchführung des Pflanzenschutzes
(1) Pflanzenschutz darf nur nach guter fachlicher Praxis
durchgeführt werden. Die gute fachliche Praxis dient insbe-
sondere
1. der Gesunderhaltung und Qualitätssicherung von Pflan-
zen und Pflanzenerzeugnissen durch
a) vorbeugende Maßnahmen,
b) Verhütung der Einschleppung oder Verschleppung von
Schadorganismen,
c) Abwehr oder Bekämpfung von Schadorganismen und
2. der Abwehr von Gefahren, die durch die Anwendung, das
Lagern und den sonstigen Umgang mit Pflanzenschutzmit-
teln oder durch andere Maßnahmen des Pflanzenschutzes,
insbesondere für die Gesundheit von Mensch und Tier und
für den Naturhaushalt, entstehen können.
Zur guten fachlichen Praxis gehört, dass die Grundsätze des
integrierten Pflanzenschutzes und der Schutz des Grund-
wassers berücksichtigt werden.
(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz erstellt unter Beteiligung der Län-
der und unter Berücksichtigung des Standes der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse sowie den Erfahrungen der Pflan-
zenschutzdienste und des Personenkreises, der Pflanzen-
schutzmaßnahmen durchführt, die Grundsätze für die
Durchführung der guten fachlichen Praxis im Pflanzen-
schutz. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz gibt diese Grundsätze im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit im Bundesanzeiger be-
kannt.“
Gemäß § 3 Abs. 1 S. 2 PflSchG umfasst die gute fachliche
Praxis im Pflanzenschutz insbesondere die unter den
Ziff. 1–3 genannten Punkte. Das Wort „insbesondere“
weist darauf hin, dass die Aufzählung der zu beach-
tenden Grundsätze nicht abschließend ist. Ziff. 1 fordert
die „Einhaltung der allgemeinen Grundsätze des inte-
grierten Pflanzenschutzes“, wie sie in Anhang III der
RL niedergelegt sind. Demgegenüber waren nach § 2a
PflSchG a.F. die Grundsätze des integrierten Pflanzen-
schutzes lediglich „zu berücksichtigen“. Mit dieser Ände-
rung ist nicht nur die Richtlinie umgesetzt, sondern auch
die Basis der guten fachlichen Praxis festgelegt worden.
Die allgemeinen Grundsätze des integrierten Pflanzen-
schutzes haben dadurch eine Art „gesetzliche Bestands-
kraft“ erhalten.
§ 3 Abs. 1 S. 2 Ziff. 2 und 3 PflSchG greifen die Rege-
lungen des § 2a Abs. 1 S. 2 Ziff. 1 und 2 PflSchG a.F. auf.
Diese Regelungen konkretisieren die allgemeinen Grund-
sätze des integrierten Pflanzenschutzes und fordern im
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itteilunggung zwischen Maßnahme und Ziel. Wie es durch die
europäische Vorgabe in Art. 14 der RL festgelegt ist, bil-
den damit die Grundsätze des integrierten Pflanzen-
schutzes bei Pflanzenschutzmaßnahmen, wie sie in An-
hang III der RL aufgeführt sind, den Handlungsrahmen.
Weitergehende Regelungen, wie sie durch eine Bekannt-
machung über die Grundsätze für die Durchführung der
guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz möglich sind,
konkretisieren diese Grundsätze.
Auch § 3 Abs. 1 S. 3 PflSchG ist keine neue Regelung,
die Vorschrift entspricht § 6 Abs. 1 S. 3 PflSchG a.F.
Ebenso war die Ermächtigung des § 3 Abs. 2 PflSchG,
Bekanntgabe der Grundsätze für die Durchführung der
guten fachlichen Praxis, bereits bei § 2a Abs. 2 PflSchG
a.F. zu finden.
§ 3 Abs. 3 und 4 PflSchG grenzen Pflanzenschutz-
maßnahmen ein, sie regeln ein Verwendungsverbot
von Tieren und Pflanzen invasiver Arten, es sei denn
durch eine Rechtsverordnung wird dies erlaubt. Damit
hat der Gesetzgeber dem Schutz der heimischen Arten
im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 7 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) (7) Vorrang vor dem Pflanzenschutz ein-
geräumt.
Anordnungsbefugnis der zuständigen Behörden
Grundsätzlich kann die Berücksichtigung der Grund-
sätze der guten fachlichen Praxis und des integrierten
Pflanzenschutzes nur im Einzelfall bei der beabsichtigten
konkreten Maßnahme beurteilt werden. § 3 Abs. 1 S. 3
PflSchG ermöglicht der zuständigen Behörde die Anord-
nung von Einzelmaßnahmen.
Bei der Regelung handelt es sich um eine General-
klausel, wie sie aus den Polizei- und Ordnungsgesetzen
der Länder1 (8) bekannt ist. Aufgrund von § 3 Abs. 1
S. 3 PflSchG kann die zuständige Behörde nach pflicht-
gemäßem Ermessen entscheiden, ob und wie sie ein-
schreitet. Die Anordnungsbefugnis unterliegt insbeson-
dere dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Danach
hat die zuständige Behörde aus den zur Verfügung ste-
henden Mitteln das mildeste und das am besten geeig-
nete Mittel auszuwählen. Der gesetzliche Rahmen wird
durch die Maßgaben des § 3 Abs. 1 S. 1 und 2 PflSchG
sowie durch den Zweck des Pflanzenschutzgesetzes ge-
mäß § 1 PflSchG vorgegeben.
Öffentlichkeitsinformation auf der Rechtsgrundlage 
des § 3 Abs. 1 S. 3 PflSchG?
Ob und inwieweit die zuständige Behörde aufgrund der
Generalklausel die Öffentlichkeit über konkrete Pflanzen-
1 Vgl. z.B. § 5 des Gesetzes über die Aufgabenbefugnisse der Bayeri-
schen Staatlichen Polizei, Polizeiaufgabengesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. September 1990, Bay. GVBl. 1990, S. 397
i.d.F. vom 24. Juli 2001, Bay. GVBl. S. 348.Journal für Kulturpflanzen 64. 2012schutzmaßnahmen und damit verbundene Gefahren in-
formieren kann, oder ob es stattdessen einer speziellen
Ermächtigungsgrundlage bedarf, ist fraglich.
Im Pflanzenschutzgesetz ist die behördliche Informa-
tionstätigkeit jedenfalls nicht explizit geregelt, sie ist
auch nicht Regelungsgegenstand der allgemeinen Vor-
schriften des Polizei- und Ordnungsrechts der Länder.
Nach Artikel 10 der RL können die Mitgliedstaaten in
ihren nationalen Aktionsplänen Vorkehrungen über die
Unterrichtung von Personen, die der Abdrift ausgesetzt
sein könnten, aufnehmen. Gerade weil diese europarecht-
liche Vorgabe nicht zwingend umzusetzen ist, spricht
zunächst vieles dafür, dass eine Information der Öffent-
lichkeit aufgrund der Generalklausel unzulässig sein
dürfte.
Mit Blick auf das hohe Schutzgut der menschlichen
Gesundheit (§ 1 Nr. 3 PflSchG) sowie dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit dürfte jedoch auch die Öffentlich-
keitsinformation als eine zulässige Maßnahme gemäß
§ 3 Abs. 1 S. 3 PflSchG anzusehen sein.
Zwangsmittel
Im Zusammenspiel mit den allgemeinen Vorschriften des
Polizei- und Ordnungsrechtes der Bundesländer können
zur Erzwingung von Handlungen, Duldungen und Unter-
lassungen auch Zwangsmittel angedroht werden.2 Die
Erzwingung von Handlungen, Duldungen und Unterlas-
sungen kann jedoch nur auf das allgemeine in dem jewei-
ligen Bundesland geltende Polizei- und Ordnungsrecht
gestützt werden, soweit nicht das Pflanzenschutzgesetz
spezifische Regelungen trifft.
Schlussfolgerung
Der bundesdeutsche Gesetzgeber hat die europarecht-
lichen Vorgaben, soweit sie den Anwender von Pflanzen-
schutzmaßnahmen betreffen, umgesetzt. Das neue Pflan-
zenschutzrecht stellt – wie der europäische Gesetzgeber
– die Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes in
den Vordergrund, jedoch unter der Überschrift der guten
fachlichen Praxis. Eine Konkretisierung der Grundsätze
des integrierten Pflanzenschutzes erfolgt unter § 3 Abs. 1
S. 2 Nr. 2 und 3. Das europäische Niveau bei der Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln ist damit harmonisiert,
die konkreten Einzelentscheidungen bei Pflanzenschutz-
maßnahmen muss der Anwender nach wie vor im Ein-
zelfall treffen. Die zuständigen Behörden haben im Ein-
zelfall eine Anordnungsbefugnis gemäß § 3 Abs. 1 S. 3
PflSchG, um die Grundsätze des integrierten Pflanzen-
schutzes sicherzustellen.
2 Vgl. z.B. § 55 des Polizeiaufgabengesetzes – Ersatzvornahme, damit
kann z.B. die Polizei die Handlung selbst durchführen oder einen
anderen mit der Ausführung beauftragen, wenn die Verpflichtung,
eine Handlung vorzunehmen, deren Vornahme durch einen anderen
möglich ist, (vertretbare Handlung) nicht erfüllt wird.
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